
lichkeiten, Scherze usw. fallen grundsätzlich von 
vornherein aus dem Kreis der Beleidigungen her­
aus.

Die Erscheinungsformen „Tätlichkeiten“ und 
„unsittliche Belästigungen“ sind von der Körper­
verletzung (§ 115 StGB) und der Nötigung sowie 
dem Mißbrauch zu sexuellen Handlungen (§122 
StGB) abzugrenzen.

Bei den Tätlichkeiten (§ 137 StGB) handelt es 
sich zumeist um Handlungen, die die persönliche 
Würde grob mißachten, jedoch keine Mißhand­
lung oder Gesundheitsschädigung darstellen, z. B. 
eine leichte Ohrfeige oder das Ziehen an Nase 
oder Ohren. Erreicht die Tätlichkeit den Grad ei­
ner Mißhandlung oder Gesundheitsschädigung 
nach § 115 StGB, kann Tateinheit zwischen § 115 
und § 137 StGB gegeben sein.

Eine Beleidigung nach § 137 StGB (unsittli­
che Belästigung) liegt vor, wenn durch das Berüh­
ren oder Betasten erogener Zonen oder auch Ent­
kleiden einer Frau oder eines Mannes gegen deren 
oder dessen Willen - ohne Gewaltanwendung 
oder Androhung eines schweren Nachteiles - die 
persönliche Würde grob mißachtet wird.61) 
Ebenso ist zu entscheiden, wenn die gleichen 
Handlungen bei Anwendung von Gewalt oder 
Drohung mit einem schweren Nachteil ohne sexu­
elle Motivierung, also nicht zur Erregung oder Be­
friedigung der Geschlechtslust, vorgenommen 
werden.62) Unsittliche Belästigungen können auch 
vorliegen bei der Aufforderung einer Frau zum 
Geschlechtsverkehr in der Öffentlichkeit, dem 
Ansinnen homosexueller Betätigung, wenn die 
Beleidigten hierzu keine Veranlassung geboten 
haben.

Unter den Begriff der sonstigen Handlungen, 
die die Würde eines Menschen grob verletzen, 
können symbolische Handlungen, wie das An­
spucken des Beleidigten, seines Bildes oder das 
Ausspeien vor dem Beleidigten, fallen. Auch die 
Weitergabe einer Aktaufnahme gegen den Willen 
der Betroffenen an dritte Personen kann eine Be­
leidigung des oder der Abgebildeten sein.

Der Tatbestand der Verleumdung (§138 
StGB) umfaßt zwei Вegehungsweisen, nämlich 
das Vorbringen oder Verbreiten ehrverletzender 
Unwahrheiten wider besseres Wissen oder das 
leichtfertige Vorbringen oder Verbreiten ehrverlet­
zender nicht beweisbarer Behauptungen.

In der ersten Alternative ist die Unwahrheit 
Tatbestandsmerkmal und muß daher festgestellt 
werden. Läßt sich nicht nachweisen, ob die ehr­

verletzende Äußerung unwahr oder wahr ist, kann 
die zweite Alternative des § 138 StGB erfüllt sein.

Auf der subjektiven Seite setzt die strafrechtli­
che Verantwortlichkeit Vorsatz voraus. Er muß 
die Unwahrheit umfassen und dadurch charakte­
risiert sein, daß der Täter wider besseres Wissen 
handelt. Hat der Täter nicht genau gewußt, ob es 
sich um eine Unwahrheit handelt oder fehlt das 
qualifizierende Merkmal „wider besseres Wis­
sen“, ist möglicherweise die zweite Alternative 
verletzt.

Nicht beweisbare Behauptungen sind solche 
ehrverletzenden Äußerungen, die wahr oder un­
wahr sein können, deren Wahrheit oder Unwahr­
heit jedoch nicht bewiesen werden kann. Unter 
diese Alternative fallen aber auch unwahre Be­
hauptungen, deren Unwahrheit erwiesen ist, wenn 
der Rechtsverletzer nicht wider besseres Wissen, 
sondern leichtfertig handelt.

Sinn dieser Regelung ist, der leichtfertigen ehrver­
letzenden Behauptung, von der nicht festgestellt 
werden kann, ob sie der Wahrheit entspricht oder 
nicht, zu begegnen. Von jedermann wird verlangt, 
verantwortungsbewußt zu prüfen, ob eine Behaup­
tung der Wahrheit entspricht. Der umfassende 
Schutz des gesellschaftlichen Ansehens eines jeden 
Bürgers macht es erforderlich, daß derjenige, der 
sich dieser Verantwortung entzieht, nicht oder nur 
oberflächlich die Wahrheit prüft und aus Klatsch­
sucht, Wichtigtuerei oder auch aus anderen Mo­
tiven nicht beweisbare Behauptungen vorbringt, zur 
Verantwortung gezogen wird.

Die Unwahrheiten oder Behauptungen müs­
sen ehrverletzend sein. Dazu ist nicht erforderlich, 
daß sie das gesellschaftliche Ansehen eines Men­
schen oder eines Kollektivs tatsächlich herabset­
zen. Es genügt, wenn die Handlung dazu geeignet 
ist, das gesellschaftliche Ansehen, die gesellschaft­
liche Achtung herabzuwürdigen und damit die 
Wertschätzung vor der Gesellschaft oder vor ei­
nem individuell bestimmten oder unbestimmten 
Personenkreis herabzusetzen.

Es ist Vorsatz erforderlich. Er muß beinhalten, 
daß die vorgebrachten oder verbreiteten Un­
wahrheiten oder Behauptungen geeignet sind, das 
gesellschaftliche Ansehen eines Menschen oder 
eines Kollektivs herabzusetzen. In der zweiten 
Begehungsweise muß der Vorsatz die Leichtfer­
tigkeit umfassen.

61 Vgl. „OG-Urteil vom 21. 9. 1971“, Neue Justiz, 
23/1971, S. 715.

62 Vgl. „OG-Urteil vom 23. 12. 1971“, Neue Justiz, 
6/1972, S. 178 f.
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